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nalen Verbande ausſcheldet, noch der weitere Ge⸗ 
danke hinzugefügt werden, daß aus Berlin nicht 
blos ein eigener Verwaltungsbezirk, ſondern daß dle⸗ 
ſer Verwaltungsbezirk gebildet werden ſolle unter 
Ich halte es 
nicht für zutreffend, den $ 2 der Provinzialordnung 
als eine Verheißung zu betrachten, er hat dieſe 
Verheißung nicht. Er iſt entſtanden, well zu glei⸗ 
cher Zeit ein Geſetz vorgelegt wurde wegen Bildung 
einer Provinz Berlin. Dieſe Vorlage begegnete 
aber Schwierigkeiten, und man kam zu der Ueber⸗ 
zeugung, daß diefer Gedanke überhaupt undurch⸗ 
führbar ſei. Es war jene Beſtimmung alſo nicht 
eine Verheißung, ſondern lediglich ein Vorbehalt, 
auf die Sache ſpäter zurückzukommen. Der Mi- 


Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung niſter führt dann des Weiteren aus, daß auch er 


um 11 / Uhr. 


Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg und 


mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. 
Tagesordnung: 


Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über die DOrgantfation der allgemeinen 


Landes verwaltung. 


Die Debatte beginnt heute bei $ 3 (Geſchäfte 


der allgemeinen Landesverwaltung). Derſelbe wird 


ebenſo wie die folgenden ss 4, 5, 6 nach den Be⸗ 


ſchlüſſen der Kommiſſion genehmigt. 


Die Debatte über $ 7 wird bis nach Be⸗ 


ſchlußfaſſung über 8 71 ausgeſetzt. 


Nunmehr wird $ 1 in Verbindung mit dem 
ganzen Abſchnitt IV. (68 4148) — Behör- 
den für den Stadtkreis Berlin — zur Berathung 


8 1 baulet nach den Beflüffen der Kommif- 
fion in Uebereinſtimmung mit der Regierungs⸗Vor⸗ 


lage: 
„Die Berwaltungseintheilung des Staatsgebietes 


der Anſicht iſt, daß es nicht wohlgethan ſei, dieſer 
Frage näher zu treten. 


Das 
treffe aber auf Berlin nicht zu. Es ſei ganz un- 
möglich, ein Verhältniß zu ſchaffen, in dem neben 
Berlin auch die übrigen Theile zu einer ange- 
meſſenen Geltendmachung ihrer Anſprüche gelangen 
können. Der Minifter iſt ebenfalls der Anſicht, 
daß die unzweifelhaft vorhandenen Mißſtände nur 
durch eine größere Infommunalifirung ſich beſeitigen 
laſſen. Er bittet deshalb, den $ 1 anzunehmen; 
erſelbe präjudizirt der Zukunft nicht, er vermeidet 
das Unerwünſchte eines Proviſoriums und ordnet 
die Stadt Berlin in die Organiſation in angemeſ⸗ 
ſener Weiſe ein. 

Abg. Dr. Straßmann bittet, das Amen⸗ 
dement nicht jo aufzufaſſen, als ob es ſich um eint 
Vereinigung Berlins mit den umliegenden Ortſchaf⸗ 
ten handle. Berlin habe alle ſeine Einrichtungen 
geſondert für ſich und es könne ſich daher bei einer 


in Provinzen, Regierungsbezirke und Kreiſe bleibt ſolchen Vereinigung nicht um neue Einrichtungen 


mit der Maßgabe beſtehen, daß die Stadt Berlin 
aus der Provinz Brandenburg ausſcheidet und einen 
Verwaltungsbezirk für ſich bildet.“ 


Nach 8 42 iſt der Oberprüſtdent der Provinz 


Brandenburg zugleich Oberpräſident von Berlin. 
An die Stelle des Regierungepräſtdenten tritt nach 
5 42 für den Stadtkreis Berlin der Oberpräſident, 
dem Poltzeipräſtdenten von Berlin verbleibt, ſowett 
die Geſetze nichts Anderes beſtimmen, die Wahr⸗ 
nehmung der Geſchäfte der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung in dem bisherigen Umfang. — An die 
Stelle des Bezirksausſchuſſes ($ 44) tritt für die 
Beſchlußſachen, ſoweit die Geſetze nichts An⸗ 
deres beſtimmen, der Oberpräſident, für die ſtreiti⸗ 
. ein bejonderes Verwaltungs ⸗ 
gericht. 

Erſter Redner gegen die Beſchlüſſe der Kom⸗ 
miſſion tft der Abg Zelle, der auf einen Ab⸗ 
änderungsantrag aufmerlſam macht, wonach im 8 1 
die Worte „aus der Provinz Brandenburg aus⸗ 
ſcheldet“ gar nicht zur Abſtimmung gebracht werden 
können, da dies bereits durch den § 2 der Pro- 
vinzialordnung vom 29. Juli 1875 feſtſtehe. Man 
wolle jetzt das damals gegebene Verſprechen zum 
Theil wieder zurücknehmen. Wie dringend noth⸗ 
wendig es ſei, daß Berlin mit feinem Umkreiſe 
einen eigenen Verwaltungsbezirk bilden müſſe, weiſt 
Redner durch zahlreiche Beiſpiele nach. Es liege 
dies nicht nur im Intereſſe Berlins, ſondern im 
Intereſſe der anliegenden Ortſchaften, wie ja die 
Staatsregierung ſelbſt in ihrer Vorlage betreffend 
die Provim Berlin anerkannt habe. Das gegebent 
Verſprichen dürfe man nicht wieder zurücknehmen. 
Redner beſchränkt fi zunächſt auf dieſe Bemerkun⸗ 
gen und verweift im Uebrigen auf die Petition der 
Stadt Berlin. 

Abg. o. Heppe verwei auf die Schwlerig⸗ 
keiten, welche für die Berliner Poltzei in den Außen 
bezirken beſtehen, die ſich nicht dadurch beſeitigen 
laſſen, wenn man den Verwaltungsbezirk vergrößert. 
Die ländlichen Bezirke werden in den unteren In⸗ 
ſtanzen leiden, nur in der oberen Inſtanz gewinnen. 
Der einzige Weg, dieſe Mißſtände zu beſeltigen, fet 


handeln, ſondern nur darum, den umliegenden Ort⸗ 
haften die Einrichtungen Berlins mit zugängig 
und derſelben theilhaftig zu machen; die Koſten 
dieſer Erweiterung trügt natürlich auch die Stadt 
Berlin. Wir wollen nur einen engeren Verwal- 
tungsbezirk, wenn dies erreicht wird, ſind wir zu⸗ 
frieden. Im Jahre 1875 mottvirte die Reglerung 
ihre Vorlage ſelber damit, daß ſie genöthigt ſein 
werde, das Weichbild von Berlin zu erweitern und 
die umliegenden Ortſchaften zu inkommunaliſtren. 
Daß, wenn dies geſchieht, die Zatzl der Verwal⸗ 
tungsbeamten erhöht werden müßte, liegt auf der 
Hand, denn es müßte doch jedem hinzugetretenen 
Ort ein Vertretungskörper gegeben werden. Es 
kommt hinzu, daß die Einwohner der umliegenden 
Ortſchaften die Berliner Kommunalrechte erhalten, 
die Berliner Einrichtungen herſtellen müßten, was 
ihnen ſehr theuer würde. Das läßt ſich mit der 
bloßen Inkommunaliſtrung nicht machen. Es re⸗ 
ſultiren daraus Koſten für gewaltſame Umünderun⸗ 
gen, Erſchwerung und Unüberſichtlichkeit der Ver⸗ 
waltung. Das kann die Stadt für ſich allein nicht 
bewerkſtelligen, auch der Staat hat ein Intereſſe 
daran und wird dazu beitragen müſſen. Wir kön⸗ 
nen auch die umliegenden Ortſchaften, ſelbſt wenn 
wir ſie Theil nehmen laſſen an allen gemeinnützigen 
Einrichtungen der Stadt Berlin, nicht ſo hoch be⸗ 
laſten, wie Berlin ſelbſt, wenn wir nicht eine 
Ungerechtigkeit begehen wollen. 

Abg. Zelle glaubt auch, daß es ſchwer iſt, 
eine Provinz Berlin herzuſtellen. Man wird ſich 
mit einer bloßen Inkommunaliſirung begnügen müſ⸗ 
jen, und da nach der Erklärung des Miniſters dazu 
jetzt Ausſicht vorhanden iſt, ziehe er ſeinen Antrag 
zurück. 

$ 1 wird hierauf unverändert genehmigt. 

Das Haus geht über zu § 41, der unver- 
Ändert angenommen wird. 

Zu 8 42 befürwortet Abg. Zelle einen 
Antrag, nach welchem der Oberpräſſdent auch die⸗ 
jenigen Geſchäfte der Landespolizei wahrzunehmen 
hat, in welchen in den Regierungsbezirken unter 
den im Geſetze beſtimmten Vorausſetzungen die 


der, dieſe bebauten Gebiete an Berlin anzuſchließen, Mitwirkung des Provimztal- oder des Bezirksraths 


fie zu inkommunaliſtren. 
eher zum Ziele, als die Bildung einer Provinz 
Berlin. Dieſe mag ja im Intereſſe der Kommune 
Berlin liegen, im Intereſſe der Geſammtheit tft 


aber die Aufrechthaltung des bisherigen Zuſtandes 


geboten. 


Minifter des Innern Graf z u Eulen 
burg: Die Frage, um die es ſich handelt, iſt 


Der Weg führe weit eintritt. 


Außerdem beantragt Abg. Zelle die Einfü⸗ 
gung eines neuen $ 42a: Der Bezirksrath beſteht 
aus dem Oberpräſidenten, bezw. deſſen Stellvertre⸗ 
ter als Vorſitzenden, aus einem vom Miniſter des 
Innern auf die Dauer ſeines Hauptamtes in Ber⸗ 
lin ernannten höheren Verwaltungsbeamten, bezw. 
deſſen Stellvertreter, und aus vier Mitgliedern, 


Montag, den 24. Mai 1880. 


Eine Provinz, als eine 
Kommune höherer Ordnung, laſſe ſich nur bilden 
aus einigermaßen gleichartigen Kommunen. 


neten⸗Verſammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung 
unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters aus der 
Zahl der zur Theilnahme an den Wahlen der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung berechtigten Bürger 
gewählt werden. Für die letzteren vier Mitglieder 
werden in gleicher Weiſe vier Stellvertreter gewählt. 
Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find der Ober⸗ 
präſtdent, der Poltzei⸗Präſident, ſowie die Mit⸗ 
glieder des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung. 

Abg. v. Heppe tritt biefem Antrage ent- 
gegen. Die Konſequenz dieſes Antrages würde ſein, 
daß die ſtädtiſchen Behörden ſich ihre Kommunal- 
aufſicht ſelbſt wählen müßten. Das halte er jedoch 
für unmöglich. Der Bezirksrath ſei nicht eine ſtäd⸗ 
liſche, ſondern eine Staatsbehörde, welche die Auf⸗ 
ſicht über die Stadtbehörden führen würde. \ 

Abg. Richter (Berlin) bekämpft die Aus⸗ 
führungen des Vorredners. Die Bildung eines 
Bezirksrathes für Berlin fet eine Nothwendigkeit im 
Intereſſe der Förderung ſowohl privater als allge- 
meiner Intereſſen. Die Privaten wollen ihre wich⸗ 
tigen Fabrikanlagen nicht abhängig wiſſen von den 
bureaukratiſchen Anſchauungen des Polizeipräſidiums, 
ſondern von e nem Kollegium von Männern, die 
das öffentliche Leben genau kennen und Garantien 
bieten für die Wahrung privater Intereſſen und 
zugleich der öffentlichen Intereſſen. Denn in einer 
Stadt wie Berlin konkurriren die öffentlichen mit 
den Privatintereſſen ſtärker wie in den Provinzen. 
Redner bittet, den Antrag wegen Bildung eines 
Bezirksraths für Berlin anzunehmen. 0 

Abg. Löwe (Berlin) iſt ebenfalls der Mei- 
nung, daß die Befonderen Verhällniſſe Berlins vie 
Bildung einer Centralinſtanz bedingen, um den viel⸗ 
fachen Beſchwerden, die namentlich gegen das Ver⸗ 
fahren des Polizeipräſtdiums erhoben werden, die 
Spitze abzubrechen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg 
betont, daß der Regierung die Abſicht durchaus fern 
liege, die Selbſtverwaltung Berlins zu beſchränken, 
daß ſich aber in der Hauptſtadt der Boden für den 
Bezirkerath nicht finden laſſe. Berechtigte Wünſche 
könnten bei der Kompetenz des Berliner Stadtaus⸗ 
ſchuſſes bezw. in der Städteordnung ihre Berückſich⸗ 
tigung finden. 

Abg. Richter meint, daß die Bedenken, 
welche jetzt gegen den Bezirksrath geltend gemacht 
würden, 1876 auch gegen das Berliner Verwal- 
tungsgericht erhoben ſeien; troßdem habe ſich das 
leßtere vollſtändig bewährt. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg 
erwidert, daß dieſe Exemplifikatlon durchaus nicht 
paſſe, da der Bezirksausſchuß Recht zu machen, 
das Bezirksverwaltungsgericht aber Recht zu ſpre⸗ 
chen habe. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Die Abſtimmung über den Antrag Zelle auf 
Annahme eines neuen 8 42 a bleibt zweifelhaft; es 
wird deshalb zur Zählung geſchritten, bel welcher 
für den Antrag 135, gegen denſelben 137 Mit- 
glieder ſtimmen. 

Der Präſident verkündet deshalb die Ab⸗ 
lehnung des Antrages Zelle. 

Die Abgg. Boedlker und Richter (Ber⸗ 
lin) proteſtiren gegen die Gültigkeit des Skruti⸗ 
niums, da nicht in vorſchriftsmäßiger Weiſe ver⸗ 
fahren worden ſei. Die Schriftführer an der 
Thüre „Ja“ hätten dieſe geſchloſſen, noch ehe 
ſammtliche Mitglieder durch dieſelbe eingetreten 
wären. 

Abg. Windthorſt: Er gehöre zur Mino- 
ritüt, aber ihm ſtehe das Prinzip der Geſchüfts ord⸗ 
nung ſo hoch, daß er dagegen proteſtiren müſſe, 
eine nochmalige Abſtimmung vorzunehmen, nachdem 
der Präſident das Reſultat der Abſtimmung publi- 
ürt hat 

Die Abgg. v. Heereman und v. Schor⸗ 
lemer-Alſt ſchließen ſich dieſer Auffaſſung na⸗ 
mentlich auch mit Rückſicht darauf an, daß es noch 
möglich ſel, in der dritten Leſung den jetzigen Be⸗ 
ſchluß zu rektiſiztren. 

Abg. v. Bennigſen erklärt ſich entſchſe⸗ 
den für eine nochmalige Abſtimmung, da unzwei- 
felhaft ein Verſehen der Schriftführer vorliegt und 
jedem Mitgliede des Hauſes Gelegenheit gegeben 


D 


werden muß, ſein Votum für oder gegen den An- 


trag abzugeben. 


Der Präfident erklärt, er ſel bereit, eine 
nochmalige Abſtimmung vornehmen zu laſſen, wenn 


die: ſoll dem Satz, daß Berlin aus dem kommu- welche von dem Magiftrate und der Stadtverord⸗] kein Widerſpruch dagegen erhoben wird. Da jedoch 


ſowohl vom Centrum, wie von den Konſervatlven 
widerſprochen wird, jo erklärt der Präſident das 
Reſultat der Abſtimmung für endgültig feſtgeſtellt. 

Abg. Richter: Ich will nur konſtattren, 
daß Widerſpruch gegen dieſe Auffaſſung vorhanden 
iſt, um zu verhüten, daß aus dem heutigen Vor⸗ 
gang ein Präzedenzfall geſchaffen werde. 

Nach Erledigung dieſes Zwiſchenfalls wird 
auf den Antrag Zelle zu § 42 zurückgegangen. 

Die Diskuſſton, an welcher ſich die Abgg. 
Zelle, v. Heppe, Loewe betheiligen, be⸗ 
ſchränkt ſich ausſchließlich auf die vielen Reibereien 
zwiſchen der ſtädtiſchen Verwaltung und dem Po⸗ 
lizei-Präſtdium von Berlin, deren Beſeitigung nach 
der Auſicht des Antragſtellers nur dadurch zu er- 
reichen ſei, daß die Selbſtverwaltung der Stadt 
Berlin eine weitere Ausdehnung erhalte. 

Abg. v. Heppe erkennt an, daß früher 
mehrfach Reibereien zwiſchen den beiden Behörden 
vorgekommen. Die Eingriffe der Staatsbehörde in 
die ſtädtiſche Verwaltung ſeien aber ſehr nothwen⸗ 
dig und nützlich geweſen. Die jetzige Stadtverwal⸗ 
tung ſtehe auf einem höheren Standpunkt wie der 
frühere. Das Polizeipräſidium trete der Entwicke⸗ 
lung der Stadt Berlin nicht hindernd entgegen, fie 
ſuche dieſelbe zu förbern. 

Abg. Richter (Berlin): Es handle ſich hier 
nicht um die Thätigkeit des Polizeipräſidenten, ſon⸗ 
dern um die Abgrenzung der Befugniſſe zwiſchen 
dem Polizeipräſidenten und dem Oberpräſtdenten. 
Das Loblied auf Herrn von Hinkeldey hätte ſich 
Herr von Heppe erſparen können. Der Berliner 
Poltzeipräſident werde nach gewiſſen Rückſichten ge⸗ 


leſe, wie oft der Poltzeipräſſdent Allerhöchſte W 


Höchſte Herrſchaften zu empfangen hat, dann be- 
greife er überhaupt nicht, wo er noch die Zeit für 
feine ſonſtige Thätigkeit hernehme. Bei dem An⸗ 
trage Zelle handle es ſich darum, dem Oberpräſtdenten 
etwas von dem zu geben, was der Polizeipräſident 
an Befugniſſen zu viel beſitzt. 

Das Amendement Zelle zu § 42 wird hierauf 
vom Hauſe angenommen. 

$ 42 lautet hiernach: „An die Stelle des 
Regierungs- Präfidenten tritt für den Stadtkreis 
Berlin der Oberpräſident. Derſelbe verwaltet mit 
den nach § 17 dem Reglerungs⸗Präſtdenten zuſte⸗ 
heuden Befugniſſen diejenigen Geſchäfte, welche in 
den Regterungs⸗Bezirken von den Regierungs-PBrä- 
ſidenten wahrgenommen werden. Der Oberpräflvent 
hat auch diejenigen Geſchäfte der Landespolizei 
wahrzunehmen, in welchen in den Regierungs⸗Be⸗ 
zirken unter den in dem Geſetze beſtimmten Voraus ⸗ 
ſetzungen die Mitwirkung des Provinzlal⸗ oder des 
Bezirksrathes eintritt. — Dem Polizeipräſidenten 
von Berlin verbleibt, ſoweit die Geſetze nichts An⸗ 
deres beſtimmen, die Wahrnehmung der Gefchäjte 
der allgemeinen Landespolizet in dem bisherigen 
Umfange.“ 

Die 98 43 und 44 der Kommiſſlonsbeſchlüſſe 
werden abgelehnt. 

An Stelle derselben tritt 8 38 der Regte⸗ 
rungsvorlage: „An die Stelle des Provinztalraths 
tritt in den Fällen, in welchen derſelbe in erſter 
Inſtanz beſchließt, der Oberpräſtdent, in den übri⸗ 
gen Fällen der zuſtändige Miniſter. An die Stelle 
des Bezirksraths tritt, ſoweit nicht die Geſetze ein- 
zelne Zuſtändigkeiten deſſelben für Berlin anderen 
Behörden übertragen, der Oberpräſldent. 

§ 45 lautet: In Angelegenheiten der kirch⸗ 
lichen Verwaltung tritt für den Stadtkreis Berlin 
an die Stelle der Regierungs⸗Abthellung für Kir⸗ 
chen- und Schulweſen der Polizeipräfident, bezüglich 
der Verwaltung des landesherrlichen Patronats und 
des Schulweſens verbleibt es bei den beſtehenden 
Beſtimmungen.“ 

Auf den Antrag des Abg. Zelle wird nach 
kurzer Debatte an Stelle des Wortes „Polizeipra⸗ 
ſident“ geſetzt: „Oberpräſident.“ ii 

Mit dieſer Modifikation wird der 8 45 ange 
nommen. f 


nehmigt. 

Dann wird die weitere Berathung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 

Schluß 41, Uhr. 

Dentſchland. 

** Berlin, 23. Mai. Im Einverfländni- 
mit dem Juſtizminiſter hat der Miniſter der Mer: 
zinal⸗Angelegenheiten ſich in einem vom 14. Via: - 
datirten Erlaß dahin ausgeſprochen, daß bei gericht- 


Die 88 46—48 wurden ohne Debatte ge⸗ 
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lichen Leichenöffnungen im Falle der Behinderung 
des Kreisphyſtkus dem in § 78 der Strafprozeßord⸗ 


nung vorgeſchriebenen Erforderniß der Zuziehung 
eines Gerichtsarztes der Regel nach durch die Zu⸗ 
ziehung eines pro physicata geprüften Arztes, und 
wenn ein ſolcher in der Nähe des Gerichtsortes 
bez v. des Ortes des Amtsgeſchäfts nicht zu erlan⸗ 
gen iſt, durch die Requiſition eines benachbarten 
Der Miniſter 
welſt daher die Königlichen Regierungen an, den 
Staatsanwälten und Amtsgerichten die Namen der 
pro physicata geprüften Aerzte mitzutheilen; auch 
ſollen die Regierungen bis zum 1. April 1881 
darüber berichten, ob die Handhabung der Vorſchrift 
des § 87 der Strafprozeßordnunz im Sinne dieſer 
bier angedeuteten Grundſätze erfolgt iſt und welche 
Schwierigkeiten etwa bei der Ausführung derſelben 


Kreisphyſikus zu genügen fein wird. 


hervorgetreten ſind. 


Ein Börſenblatt findet es auffällig, daß dem 
Reichstage keine Vorlage behufs Bereitſtellung der 
Mittel zur offtztellen Beſchickung der Ausſtellung in 
Dieſe Notiz wäre 
überflüſſig geweſen, wenn der Berichterſtatter den 
Reichs haushaltsetat für 1880/81 durchgeſehen hätte. 
In dem Etat des Reichs amts des Innern ſteht ver⸗ 
zeichnet die Poſttion von 300,000 M. zur Be⸗ 


Melbourne gemacht worden iſt. 


ſchickung der Ausſtellung in Melbourne. 


Berlin, 23. Mat. Ueber die Verlobung des 
Peinzen Wilhelm verlautet in der Preſſe gar Man⸗ 
ches, aber noch war nichts bekannt über die Art 
und Weiſe, wie ſie zu Stande kam, ob ſie ein Akt 
perſönlicher Initiative war, oder ein Akt der Kon- 
venlenz, mit welcher in fürſtlichen Häuſern Ehen 
geſchloſſen zu werden pflegen. Die letztere hatte mit 
Prinz Wilhelm 

Im vorigen 
Jahre folgte er einer Einladung des Herzogs Fried⸗ 
rich von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Auguften- 
Bei die⸗ 
ſer Gelegenheit lernte er die Prinzeſſin kennen. 
Nach ſeiner Rückkehr entdeckte er ſeine Neigung 
feinen hohen Eltern, und fo wurde die Angelegen⸗ 
heit verfolgt bis zu einer förmlichen Werbung des 
So hoch erfreut 
dieſer über den Antrag war, ſo ſehr wünſchte er, 
daß das Paar mit der Hochzelt noch etwas warten 
So wird wenigſtens von glaubwürdigen 
Berſonen erzählt, die über die Angelegenheit unter⸗ 


dieſer Verlobung nichts zu thun. 
iſt bekanntlich ein eifriger Jäger. 


burg nach Primkenau zur Auerhahnfagd. 


Prinzen beim Vater der Braut. 


möge. 


richtet ſein konnen. 


— Der Bundesrath hat geſtern die Einver⸗ 
ung Altona's in das Zollgebiet vorbehaltlich der“ 
deren Modalitäten der Ausführung einſtimmig 
zſchloſſen. — In der geſtrigen Sitzung des Bun- 
desraths wurde ferner die Vorlage betreffend die 
Volkszählung im laufenden Jahre zur Beſchluß⸗ 
faffung unterbreitet. Es wurde über die von der 
Konferenz der ſtatiſtiſchen Zentralſtellen vereinbarten 
Vorſchläge die weitere geſchäftliche Behandlung aus⸗ 
geſprochen. Die Vorlage betreffend die Ausprä⸗ 
gungen von Reichs-⸗Gold⸗ und Silbermünzen im 
Jahre 1879 wurde zur Kenntnißnahme vorgelegt 
un) über die Vorlage betreffend die ſtatiſtiſche Ge⸗ 
bühr für Maſſengüter zum ermäßigten Satze die 
weitere geſchäftliche Behandlung beſchloſſen. Schließ⸗ 
lich wurde Beſchluß gefaßt über den vom Reichs- 
tay angenommenen Entwurf eines Geſetzes wegen 
Abänderung des Geſetzes gegen die gemeingefähr⸗ 
lichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie, ſowie über 
den vom Reichstag angenommenen Entwurf eines 
Geſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von 


Biehſeuchen. 
Ausland. 
Wien, 22. Mai. 


verſtanden ſein kann. 
ſchafter für Konſtantinopel meinte in Uebereinſtim⸗ 


mung mit Gladſtone, England könne nur unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen für die Erhaltung der Türkei 
wirken. Es iſt kein Zweifel, daß Herr Göſchen in 
dieſem Sinne ſich auch der Pforte gegenüber deut⸗ 


lich ausſprechen werde. Im Uebrigen glaubt er an 
die Reformfähigkeit der Türkei, oder vielleicht müßte 
man jagen: er giebt vor, daran zu glauben, weil 
ſonſt ſein Standpunkt, wie er ihn entwickelt hat, 
kein ganz logiſcher wäre. Göſchens Standpunkt 
läßt ſich nämlich, wie folgt, zuſammenfaſſen: Die 


Türkei muß um jeden Preis ſchleunigſt reformirt 


werden, und zwar von Grund aus, dann kann fie 

beſtehen und wir wollen ſie dulden; ſollte die Um⸗ 
geſtaltung der Türkei abſolut unmöglich ſein, dann 
hat ſie auch keinerlei Exiſtenzberechtigung, und 
Europa müſſe ſie ohne Weiteres und definitiv ganz 
aufgeben. Zu dieſem Entweder — Oder muß in der 
That die Reformfähigkeit der Türkei fupponirt wer⸗ 
den. Im Prinzipe läßt ſich dieſes Entweder — 
Oder ganz gut hören, in der Praxis aber ſtellen 
ſich die Dinge doch einigermaßen anders dar. Denn 
wer wirklich den Orient kennt, glaubt nimmermehr 
an diejenige Reformfähigkeit der Türkel, welche das 
„liberale England ſupponirt. In Wien wenigſtens 

iſt dieſer Unglaube entſchieden vorherrſchend. An⸗ 
dererſeits vermag man hier die von den Herren 
Gladſtone und Göſchen in Ausſicht genommene Ra⸗ 
dikalkur doch noch nicht zu billigen, weil man der 
kritiſchen Frage, was ſchließlich an die Stelle des 
ottomaniſchen Reiches geſetzt werden ſoll, ſo lange, 
als irgend möglich, aus dem Wege gehen möchte. 
Ohne auch nur im Mindeſten die verrottete Türken⸗ 
wirthſchaft zu billigen, ſteht Oeſterreich doch auf 
dem konſervativen Standpunkte und wünſchte ei 
ſehr vorſichtiges, allmäliges Vorgehen im Orient. 
Hier iſt alſo ein prinzipieller Gegenſatz zwiſchen 
Oeſterreich und England bemerkbar. Oeſterreich 
wird diplomatiſch gleichwohl fo lange als möglich 
mit England im Einvernehmen bleiben; von den 


Herr Göſchen, der, wie 
bereits telegraphiſch gemeldet, geſtern mit dem Baron 
Haymerle eine lange Unterredung, und heute Mit⸗ 
tag eine Audienz beim Kaiser gehabt, ſprach ſich hier 
in einer Weiſe aus, mit der man nur bedingt ein⸗ 
Der britiſche Spezial⸗Bot⸗ 


Ereigniſſen hängt es ab, ob und wann der Mo- 
ment eintreten wird, wo Oeſterreich die engliſchen 
Wege nicht mehr mitmachen kann. Aus dem Ge- 
ſagten kann man leicht auf den Eindruck ſchließen, 
welchen die Göſchen'ſchen Eröffnungen hier gemacht 
haben. 
ſowohl bei Hofe als im auswärtigen Amt in der 
ausgezeichnetſten Weiſe aufgenommen und behandelt 


hat, iſt, wie auch ſeine geſchäftlichen Mittheilungen 


gewirkt haben mögen, ſelbſtverſtändlich, und ebenſo 


begreift es ſich, daß man hier die erwähnte Differenz 
in der Auffaſſung der Orientdinge nicht ſofort for⸗ 


mell affichiren wird. Uebrigens hofft man hier noch 


immer, daß die Praxis des engliſchen Kabinets 
doch einigermaßen anders ſein werden, als deſſen 
Theorie, und nicht minder ſchmeichelt man ſich, im 
gegebenen Augenblick mit der konſervativen Auffaſ⸗ 
ſung nicht allein zu ſtehen, ſondern auch die Unter⸗ 
Vorläufig frei- 
lich handelt es ſich um eine diplomatiſche Aktion, 
und bel dieſer wird, wie oben geſagt, Europa ge⸗ 


ſtützung anderer Mächte zu finden. 


einigt auftreten können. 


Paris, 22. Mai. Die Organſſatlons-Aus⸗ 
ſchüſſe für die Kundgebungen vom 23. Mat kün⸗ 
digen an, daß fie dieſelben aufgegeben haben; man 
wolle der Regierung keine Waffen zur Verhinde⸗ 
rung der Organiſation der Arbeiterpartei in die Hand 


geben. 


Paris, 22. Mai. 


der Poltzeipräfektur find alle Beamten in ſtetem 


Dienſt und die achtzig Polizeikommiſſare der Stadt 
Paris auf ihrem Platze; alle Poltzelpoſten find ver- 
ſtärkt, dagegen ſollen nur Stadtſergeanten und keine 


republikaniſche Garde den Baſtilleplatz und die Vor⸗ 
ſtadt St. Antoine beſetzen und Alles vermeiden, 
was zu Händeln mit den Neugterigen führen könnte. 


Waddington, der frühere Minifterpräfident, iſt 


heute hier wieder eingetroffen. 


kommen, um „die franzöſiſche Polizei zu ſtudiren.“ 

In der vierten Verſammlung des Katholiken 
Kongreſſes, der auf Chesnelongs Einladung jetzt in 
Paris abgehalten wird, wurde die Bildung von 
Bündniſſen beſchloſſen, um die Kaufleute, welche 
den Sonntag feiern, zu beſchützen und zu begün⸗ 
ſtigen. Der Vicomte Damas, das Haupt der Pil⸗ 
gerfahrten, kündigte an, daß am 20. eine 


Pilgerfahrt nach Mont Saint⸗Michel und am 18. 


Auguſt eine Fahrt nach Lourdes ſtattfinden werde. 


In Lons le Saulnier hielt der neue Biſchof 


ſeinen feſtlichen Einzug; die Militärmuſik ſpielte die 
Marſeillaiſe. f 
Biſchof Freppel, der ſich um einen Sitz in 
der Deputirtenkammer bewirbt, hat ein Schreiben 
an die Wähler in Breſt erlaſſen, in welchem er 
erklärt, er nehme die Kandidatur als einen Proteſt 
gegen die Märzdekrete und als eine dem Elſaß zu⸗ 
gejandte Erinnerung an; ſeine Wahl müſſe das 
ſchöne Schauspiel einer katholiſchen Bevölkerung 
bieten, die durch einen feierlichen Akt ihres bürger⸗ 
lichen Lebens ihre Ergebenheit für die wahren In⸗ 
tereſſen der Religion und des Vaterlandes kundgebe. 
Der Unterrichtsminiſter Ferry hat an die Rek⸗ 
toren der Akademien ein Rundſchreiben gerichtet, 
worin er die Anordnung, den Turnunterricht in 


allen Staatsſchulen obligatoriſch zu machen, er⸗ 


örtert. 

Nom, 22. Mai. Der Weg, welchen die 
preußiſche Regterung mit dem Staatsminiſteralbe⸗ 
ſchluß vom 17. März und der Vorlage über die 
Malgeſetze betreten hat, findet nicht den Beifall der 
päpſtlichen Kurie. Kardinal Iacobint hat den Auf- 
trag erhalten, der preußiſchen Regierung zu eröff⸗ 
nen, daß der Papſt das fakultative Syſtem, für 
welches fie ſich entſchieden hat, mißbilligt und in⸗ 
folge deſſen die in dem Breve an den Erzbiſchof 
Melchers bezüglich der Anzeige der Prleſter⸗Ernen⸗ 
nung gemachte Konzeſſton zurücknimmt und für un- 
geſchehen erklärt. 


rm 


Provinzielſes. 


Stettin, 24. Mal. Die Prämtirung auf 
dem Pferdemarkt fand bereits am Sonnabend ſtatt 
und zwar erhielten Prämien für Heng ſte: J) 
Kiekebuſch Petershagen für 1 Rapphengſt, Trakehner 
Vollblut; 2) Bandemer⸗Soleſen; 3) Stephenhagen⸗ 
Rochzow für 1 Fuchs hengſt; 4) Meper⸗Wolters⸗ 
dorff für einen Zjährigen Fuchshengſt; 5) von 
Stülpnagel⸗Taſchenburg für 1 Ardennerhengſt (ſchwe⸗ 
rer Arbeitsſchlag); 6) Bieler-Büffow für 1 Fuchs⸗ 
hengſt. Für Stuten find. 14 Prämien ausge- 
geben; davon erhielten: von Somnitz-Freſt und 
Meyer⸗Woltersdorff je 2, Weiſe⸗Liebenfelde, Major 
Banjelow-Wartin (für arabiſches Halbblut), von 
Witte⸗Mehßow, Pieck⸗Stargard, Nobbe⸗Pinnow, Sa⸗ 
tow-Rollwitz, von der Oſten-Penkun, von Peters⸗ 
dorff⸗Großenhagen, Lewinsly⸗Penkun und Zühlsdorf⸗ 
Reetz je eine Prämie. 

— Vor einiger Zeit wandte ſich die verehe⸗ 
lichte Schneidermeiſter Schirr in Stolp an Se. 
Majeſtät den Kaiſer um Bewilligung einer Näh⸗ 
maſchine, worauf ihr geſtern die erfreuliche Mitthei⸗ 
lung zuging, daß Se. Majeſtät ihr eine ſolche als 
Geſchenk huldvollſt gewährt hat. 

— Die Kapelle des Plonter-Batalllons unter 
Leitung des Kapellmeiſters Herrn Reimer, deren 


Daß man den britiſchen Spezial-⸗Botſchafter 


Der Kapitän Guilin vom 65. Regiment, in 
Garnſſon in Limoges, erhielt von feinem Oberſten 
einen Monat Arreſt, weil er ſeinen Vater, wie die⸗ 
ſer es gewünſcht, ohne Beiſtand der Geiſtlich keit 
hatte begraben laſſen; der Korps - Kommandant, 
General Schmitt, hob aber ſofort die Strafe auf. 
Die Kundgebung mit der 
rothen Fahne wird morgen unterbleiben, doch ſind 
die Vorſichtsmaßregeln nicht aufgehoben, da Schau⸗ 
und Lärmluſtige in Maſſe herzuſtrömen werden und 
man ſich bei ſolchen Veranlaſſungen auf Unverhoff⸗ 
tes gefaßt machen muß; die Truppen werden am 
Sonntag ſchlagfertig in der Kaſerne gehalten, auf 


Der ruſſiſche Oberſt Baranow iſt hier ange- 


Sonntags⸗Konzerte in Goklow ſich bereits eines 


großen Beifalls erfreuen, wird während der Som- 
mer⸗Saiſon auch alle Mittwoch-Abend ein Konzert 


in Wolff's Etabliſſement veranſtalten. 


— Geſtern wurde unter einem Floß in der 
Oder vor dem Grundſtück Unterwiek Nr. 7 von einem 
Kahnſchiffer die Leiche eines ca. 60 Jahre alten 
Mannes von unterſetzter Statur mit grauem Haar 
Spuren äußerer Verletzung waren 


heruasgezogen. 
an der Leiche nicht ſichtbar. >> 
Vermiſchtes. 


— Der verſtorbene Dresdner Hofkapellmeiſter 
Krebs pflegte, wenn er auf ſein erſtes öffentliches 
Auftreten als Klavierſpieler vor König Friedrich I. 
von Würtemberg zu ſprechen kam, elne damit in 
Verbindung ſtehende komiſche Epiſode zu erzählen, 
welche ein Wiener Blatt nach ſeinen eigenen Wor⸗ 
König Friedrich war ein leiden- 
Nachdem ein Jagdtag 
für die Umgegend von Detzingen beſtimmt war, 
wurden zugleich Anſtalten getroffen, dem Könige 
auf dem dortigen Schloſſe Unterhaltungen mannig- 
Zu dieſem Zwecke ſollten 
gegen 7 Uhr eine Vorſtellung auf einem Puppen- 
theater und gegen 9 Uhr ein Hofkonzert ſtattfinden, 
und bei dieſer Gelegenheit dem Könige die Ueber⸗ 
raſchung bereitet werden, mich, den ſechsjährigen 
Um dem 
Monarchen noch eine beſondere Ueberraſchung zu 
bereiten, beſchloſſen einige Sänger, welche Abende 
im Hofkonzerte mitwirken ſollten, als Tiroler koſtü⸗ 
mirt den König bei der Mittagstafel mit dem Vor⸗ 
Umkleiden 
ſollte in einem großen Pavillon erfolgen, der uns 
Dieſer Pavillon beſtand aus 
einem Parterre mit ungefähr vier Fuß über der 
Wir bereiteten 
uns zum Umziehen vor, entledigten uns der Ober⸗ 
kleider“ c., und bald lagen die abgelegten Kleider, 
gerade keinen ſchönen Anblick gewährend, zerſtreut 
Da erſcholl plötzlich der 
Und wirk⸗ 
lich ſahen die Erwachſenen — ich war noch zu 
klein — durch die Glasthür, daß ſich der König 
Das Entſetzen, die Verwirrung 
waren unbeſchreiblich. Raſch wurde der Verſuch 
gemacht, zur Seite aus den Fenſtern zu ſpringen; 
nur ein einziges aber ließ ſich ſofort öffnen, und 
durch daſſelbe ſprangen im Hemd der Tenoriſt 
Der Ma⸗ 
ſchinen-Inſpektor Baßmann, ein rechter Phlegmati⸗ 
kus, war der nächſte; ſein breiter, dicker Körper 


ten wiedergiebt. 
ſchaftlicher Jagdliebhaber. 


fachſter Art zu bereiten. 


Knaben, auf dem Pianoforte zu hören. 


trage von Liedern zu erfreuen. Das 


angewieſen wurde. 


Erde ringsum liegenden Fenſtern. 


auf dem Billard. 
Schreckensruf: „Der König kommt!“ 


der Brücke nahte. 


Scheible und der Konzertmeiſter Sutor. 


nahm die ganze Fenſterbreite ein; er ſchien an das 


Kommen des Königs noch gar nicht zu glauben, 
ſah zum Fenſter hinaus und ſagte in ſeiner abſon⸗ 
derlichen Gemüthlichkeit: „Ja, wo iſcht er denn 2“ 


In demſelben Augenblicke trat der König auch 


ſchon in den Pavillon. Eine impoſante, ungeheuer ſcheinlich. 
ine] beleibte Geſtalt in rothem Jagdanzuge, mit rundem 
Hute sc, ſtand vor mir, der im Hemdchen ſtand, 


und fragte ganz freundlich: „Büble, wem gehörft 


du?“ „Meinem Vater“, antwortete ich, in der 


Meinung, daß ſelbſtverſtündlich nur Krebs damit 


gemeint ſein konnte. Mein Vater (nur mit Unter⸗ 


beinkleidern bekleidet) machte eine ehrerbietige Ver⸗ 


beugung und winkte mir dann. Wir gingen aus 


dem Pavillon und holten die Entſprungenen herbei, 
welche draußen, auf der Erde kauernd, ſich den 
Die Si- 
tuation machte auf den König eine ſehr erheiternde 
Erſt nachdem er eine zeitlang im Pa⸗ 
villon verweilt hatte, begab er ſich in feine Ge⸗ 
mächer, um ſich ſelbſt zum bevorſtehenden Diner 
umzukleiden, und nun beendeten auch wir unſere 


Blicken des Königs zu entziehen ſuchten. 
Wirkung. 


erforderliche Toilette. 

— Eine merkwürdige Propoſitlon wurde neu- 
lich — wie der Pariſer Times⸗-Korreſpondent, Herr 
Blowitz, erzählt — dem Fürſten Bismarck von dem 
Vertreter eines großen amerikaniſchen Journals ge- 
macht. Das Blatt wollte alle Wochen einmal feine 
Spalten behufs unkontrolirter Veröffentlichung eines 
beliebig kurzen oder langen Artikels zur Verfügung 
des Fürſten ſtellen, um jo der Welt den Vortheil 
zu gewähren, die Anſichten des Fürſten kennen zu 
lernen, und andererſeits dem Fürſten Bismarck ſo 
die Möglichkeit zu verſchaffen, die öffentliche Mei- 
nung über feine Anſſchten aufzuklären. Die Be⸗ 
fiber der Zeitung boten dem Kanzler durch ihren 
Vertreter für jeden dieſer Artikel für alle Zeit — 
ſelbſt wenn derſelbe nicht über zwanzig Zeilen ent- 
halte, die Summe von 2500 Dollars, d. h. 130,000 
Dollars pro Jahr. Sie erklärten ſich bereit, ſofort 
im Voraus 260,000 Dollars zu deponiren als 
Entſchadigung, falls die Zeitung dem Abkommen 
entgegen die Mittheilungen des Fürſten nicht ver⸗ 
öffentliche. Bei Empfang dieſes ſeltſamen, aber 
ernſt abgefaßten Vorſchlags lachte der Fürſt herzlich 
und ließ eine ernfle Antwort abgehen, in welcher 
er erklärte, daß ſeine zahlreichen Beſchäftigungen 
ihm nicht vergönnten, weitere anzunehmen. Als die 
Antwort abgeſchickt war, wendete ſich der Fürſt plöp- 
lich zum Grafen Herbert Bismarck, ſeinem Sohne, 
und ſagte: Wie thöricht, wir hätten ihm einen 
Brief von Dir für die Hälfte der Summe anbte⸗ 
ten können. Nach ſeivem Fiasco beim Fürſten 
Bismarck ſoll der Unterhändler nach Paris abge- 
reiſt fein, um fi nach einer Erſatz-Celebrität um⸗ 
uſehen. Fr 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 23. Mat. Die „Montags revue“, die 
engliſche diplomatiſche Aktion beſprechend, ſagt, es 
werde unzweifelhaft in Europa nachhaltig empfun⸗ 
den werden, daß England aufgehört habe, das Ge⸗ 
wicht ſeines gerade im Oriente hervorragenden 
Machtanſehens zu Gunſten der erhaltenden Ideen 
der Orientpolitik in die Wagſchale zu werfen. Schon 
die Aufforderung Granvilles zu einem Kollektivſchritt 
vor dem Bruch mit der bisherigen Politik, wie die 


gegen Chelva gewendet. 
find von verſchtedenen Seiten Truppen in Bewegung 


geſetzt. 


7 

mit Abſtreifung aller kontinentalen Intereſſen und 
Rückſichten projektirte Konferenz, bedeuteten eine wei 
tere Durchlöcherung des bisherigen Syſteme Dem- 
nach ſcheine es das Schidjal der liberalen Regie- 
rung in England zu werden, bei voller Konſequenz 
der Ueberzeugungen von Inkonſequenz zu Inkon⸗ 
ſequenz ſchreiten zu müſſen. 

Wien, 23. Mal. Man erwartet, daß der 
engliſche Botſchafter Göſchen am Donnerſtag oder 
Freitag in Konſtantinopel eintreffen und ſich unver⸗ 
züglich ſeiner Aufgabe widmen wird. Die Prozedur 
wegen der von den Mächten an die Pforte zu er⸗ 
laſſenden identiſchen Aufforderungen wird dann, 
nachdem ſich Göſchen noch an Ort und Stelle in- 
formirt, vor ſich gehen und vernimmt man, daß 
die FJeſtſtellung des Textes der identlſchen Aufforde⸗ 
rung in Konſtantinopel gemeinſam von den Bot⸗ 
ſchaftern erfolgen wird. Dieſelbe wird von der 
Pforte in Betreff Armeniens und Montenegros die 
Ausführung der Beſtimmungen des Berliner Ver- 
trages und in Bezug Griechenlands verlangen, daß 
die Pforte für eine an Ort und Stelle zuſammen⸗ 
tretende Grenzregulirungs⸗Kommiſſton die Garantie 
der Sicherheit jetzt übernehme, welche ſie zur Zeit 
der Verhandlung anläßlich der früheren Salis⸗ 
bury ſchen Note ablehnte. Sollte eine ſolche Ga⸗ 
tantie ſeitens der türkiſchen Regierung nicht über⸗ 
nommen werden, jo würde in Bezug auf die grie- 
chiſche Frage eine Nachkonferenz der Mächte, welche 
ſich hierüber ſowie in allen den Berliner Vertrag 
betreffenden Fragen in voller Uebereinſtimmung be⸗ 
finden, stattfinden, wovon die Pforte verſtändigt wer⸗ 
den wird. Für die Konferenz iſt alfeitig Berlin in 
Ausfiht genommen. 

Wien, 23. Mal. Laut Meldung aus Stu- 
tart rücken 4000 Albaneſen des Diſtriktes Dibre, 
durch eine große Anzahl türkiſcher Deſerteure ver⸗ 
ſtärkt, unter denen auch Islam Bey, auf Tuſt vor, 
um die dort gegen Montenegro konzentrirten Alba⸗ 
neſen zu verſtärken. Ein Angriff der Albaneſen wird 
befürchtet. f 

Paris, 22. Mai. Es iſt bereits heute ge⸗ 
wiß, daß die beabſichtigte Manifeſtation der Kom⸗ 
munards morgen nicht ſtattfinden wird. Sämmt⸗ 
liche radikale Blätter, wie das Organtſations-Ko⸗ 
mitee erklären dieſelbe für aufgegeben und warnen 
die Ihrigen, ſich zu irgend welchen tumultuariſchen 
Exceſſen hinreißen zu laſſen. Ruheſtörungen und 
Demonſtrationen ſind ſonach nicht zu befürchten. 
Die Nachricht, daß die Pariſer Garnison konſignirt 
und die Vertheilung ſcharfer Patronen für morgen 
angeordnet ſei, iſt unrichtig. 

Die Gruppe Dufaure hat ſich gegen die Kan- 
didatur Leon Say's ausgeſprochen, ohne aber einen 
eigenen Kandidaten für die Präſidentſchaft des Se⸗ 
nats zu bezeichnen. Doch gilt Jules Simon als 
ſolcher und wird dadurch deſſen Wahl wahr⸗ 


Nach dem „National“ wird in Folze des heu⸗ 
tigen Miniſterialbeſchluſſes bel der Verthellung der 
Fahnen an die Armee am 20. Juni, dem Natio- 
nalfeſte, keine Ablegung eines neuen Eidſchwurs, 
wie vielfach gemelde“, ſtattfinden. 

Petersburg, 22. Mai. Im Prozeß Weimar 
ließ der Staatsprokurator die Anklage gegen Wei⸗ 
mar wegen Beſchaffung des Giftes für Solowiew 
in der heutigen Vormittags ſitzung fallen. Der An⸗ 
geklagte Trotſchanslky lieferte einen gelungenen Alibi 
beweis. Er war während der Ermordung Meſen⸗ 
zeffs unter Polizeiaufſicht im Gouvernement Ar⸗ 
changel internirt. Saburoff, der ruhigſte und ge⸗ 
wandteſte von allen Angeklagten, verteidigte ſich 
gegen die Zeuzenausſagen ungemein geſchickt. 

Laut dem Petersburger „Liſtok“ ſoll der be⸗ 
kannte panſlaviſtiſche General Fadejeff wiederum in 
der ruſſiſchen Armee angeſtellt und dem General 
Loris-⸗Melikow attachirt werden. 

Petersburg, 23. Mal. Großfürſt Michael 
Nikolajewitſch iſt nach dem Kaukaſus abgereiſt. 

In dem Prozeſſe wider Michalloff, Weimar 
und Genoſſen iſt geſtern das Zeugenverhör fortge⸗ 
ſetzt worden. 

Zu den zahlreichen Gerüchten über diploma⸗ 
tiſche Konferenzen und Zuſammenkünfte bemerkt die 
„Agence Ruſſe“, die Kollektinote der Müchte be⸗ 
treffend Montenegro, Griechenland und Armenien 
ſei der Pforte noch nicht überreicht; es habe ſich 
die Nothwendigkeit herausgeſtellt, derſelben noch einen 
Paſſus hinzuzufügen, in welchem an die Pforte die 
Anfrage gerichtet wird, ob ſie die frühere Erklärung 
aufrecht erhalte, in welcher ſie es als unmöglich 
bezeichnete, die Unverletzlichkeit der Mitglieder der 
Grenzregulirungs⸗Kommiſſion, welche die Mächte an 
Ort und Stelle einzusetzen vorgeſchlagen hatten, zu 
garanttren. Hält die Pforte dieſe Erklärung auf⸗ 
recht, jo werden die Botſchafter in Berlin zuſam⸗ 
mentreten, um diejenigen Arbeiten zu erledigen, 
deren Uebernahme in Folge der Ohnmacht der 
Pforte einer an Ort und Stelle einzuſetzenden 
Grenzregultrungs Kommiſſſon unmöglich gemacht 
wird. 5 

Bukareſt, 23. Mal. Der vierzehnte Jahres⸗ 
tag der Thronbeſteigung des Fürſten Karl, welcher 
als Jahrestag der Proklamirung der rumäniſchen 
Unabhängigkeit ein nationaler Feſttag für das ru⸗ 
mäniſche Volk geworden iſt, wurde geſtern glänzend 
gefeiert. Die Häuſer der Hauptſtadt waren feſtlich 
mit Flaggen geſchmückt. Aus allen Theilen des 
Landes waren Deputationen eingetroffen, um dem 
Fürſten die Gefühle der Anhänglichkeit der Bevöl⸗ 
kerung des Landes auszudrücken. Die Munizipa⸗ 
lität von Bukareſt gab dem Heere ein glänzendes 
Banket, welchem der Fürſt beiwohnte. 

Madrid, 22. Mat. Eine in der Provinz 
Caſtellon aufgetretene Bande Aufſtändiſcher hat fi 
Zur Verfolgung derſelben 


